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I. EINLEITUNG 

1. Die Kommission hat am 25. Oktober 2016 ihren Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 

Änderung der Richtlinie (EU) 2016/1164 des Rates1 bezüglich hybrider Gestaltungen mit 

Drittländern ("ATAD 2") vorgelegt. 

2. Dieser Vorschlag geht auf eine Erklärung des Rates für das Protokoll über die Tagung des 

Rates (Wirtschaft und Finanzen) vom 12. Juli 2016 anlässlich der Annahme der Richtlinie 

(EU) 2016/1164 ("ATAD 1") zurück, in der "[d]er Rat [...] die Kommission [ersucht hat], bis 

Oktober 2016 einen Vorschlag über hybride Gestaltungen, an denen Drittländer beteiligt 

sind, vorzulegen, damit Vorschriften vorgesehen werden können, die mit den im OECD-

Bericht zum Thema BEPS in Bezug auf Aktionspunkt 2 empfohlenen Vorschriften in Einklang 

stehen und nicht weniger wirksam sind als diese, sodass bis Ende 2016 Einigung erzielt 

werden kann". 

                                                 
1 Richtlinie mit Vorschriften zur Bekämpfung von Steuervermeidungspraktiken mit 

unmittelbaren Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarkts ("ATAD 1" – Anti 
Tax Avoidance Directive). 
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3. Die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses und die 
Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu diesem Kommissionsvorschlag werden 
voraussichtlich in Kürze vorgelegt. 

4. Der Rat (Wirtschaft und Finanzen) hat auf seiner Tagung vom 8. Dezember 2015 in seinen 
Schlussfolgerungen2 die Notwendigkeit hervorgehoben, "auf EU-Ebene gemeinsame, aber 
flexible Lösungen im Einklang mit den BEPS-Schlussfolgerungen der OECD zu finden, mit 
besonderem Augenmerk auf der Einhaltung der im EU-Vertrag verankerten Freiheiten und 
Zuständigkeiten", und "eine wirksame, rasche und koordinierte Umsetzung der auf EU-Ebene 
anzunehmenden Anti-BEPS-Maßnahmen durch die Mitgliedstaaten [unterstützt]". Des 
Weiteren hat der Rat (Wirtschaft und Finanzen) darauf hingewiesen, "dass EU-Richtlinien – 
sofern zweckmäßig – das bevorzugte Mittel zur Umsetzung der BEPS-Schlussfolgerungen der 
OECD in der EU sein sollten, um sowohl Rechtssicherheit als auch Verhältnismäßigkeit bei 
dem durch den Binnenmarkt erforderlichen Maß an Harmonisierung zu gewährleisten", und 
hat in dieser Hinsicht insbesondere auf die BEPS-Schlussfolgerungen der OECD zum 
Aktionspunkt 2 (hybride Gestaltungen) verwiesen. 

II. STAND DER ARBEITEN 

5. Der slowakische Vorsitz hat den Arbeiten zum ATAD-2-Vorschlag zum Priorität eingeräumt 
und der Rat (Wirtschaft und Finanzen) hat auf seiner Tagung vom 8. November 2016 
weitgehend bestätigt, dass die Arbeiten an diesem Dossier rasch vorangebracht werden 
sollten. Ziel des Vorsitzes ist daher die Festlegung einer allgemeinen Ausrichtung zu ATAD 2 
auf der Tagung des Rates (Wirtschaft und Finanzen) vom 6. Dezember 2016. 

6. Der Vorschlag der Kommission wurde der Gruppe "Steuerfragen" am 3. November 2016 
vorgelegt und in der Sitzung dieser Gruppe vom 10. November 2016 auf technischer Ebene 
weiter geprüft. Die Delegationen äußerten erneut ihren Wunsch, dass ATAD 2 voll und ganz 
mit den BEPS-Empfehlungen der OECD zum Aktionspunkt 2 in Einklang stehen und nicht 
weniger wirksam sein sollte als diese. 

7. Vor diesem Hintergrund hat der Vorsitz in der Sitzung der Gruppe "Steuerfragen" vom 
10. November eine Reihe von Fällen hybrider Gestaltungen genannt, die nicht in vollem 
Umfang vom Vorschlag abgedeckt werden; dabei handelt es sich insbesondere um bestimmte 
Arten von Steuerarbitrage bei hybriden Betriebsstätten und hybride Gestaltungen bei 
Finanzinstrumenten sowie um Unterschiede im Zusammenhang mit den Definitionen, der 
Sprache und dem Geltungsbereich. 

                                                 
2 Siehe "Schlussfolgerungen des Rates zur Bekämpfung der Gewinnverkürzung und 

Gewinnverlagerung (BEPS) im EU-Kontext" (Dok. 15150/15 FISC 185 ECOFIN 965, 
Nrn. 10, 12 und 17). 
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8. Weitere technische und rechtliche Fragen wurden in nachfolgenden Sitzungen der Gruppe 

"Steuerfragen" am 15., 16. und 23. November 2016 behandelt, was zu einer Reihe von 

Änderungen am Kompromisstext des Vorsitzes führte. 

9. Zudem wurde der ATAD-2-Vorschlag in den Sitzungen der hochrangigen Gruppe 

"Steuerfragen" vom 27. Oktober und 22. November 2016 erörtert. 

10. Die wichtigen verbleibenden noch offenen Fragen wurden zur Vorbereitung auf die Tagung 

des AStV am 30. November 2016 in der Sitzung der Steuerattachés vom 28. November 

erörtert. 

11. Die wichtigsten noch offenen Fragen lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

a) Fakultative Sonderregelungen (ATAD, Artikel 9 Absatz 4): 

Die vorgeschlagenen Ausnahmen sind gemäß dem OECD-Bericht zum Thema BEPS in 

Bezug auf Aktionspunkt 2 ausdrücklich zulässig, werden jedoch von einigen 

Delegationen nach wie vor abgelehnt. In Anbetracht der Schlussfolgerungen des Rates 

vom 8. Dezember 2015 und der Vereinbarkeit dieser Regelungen mit dem OECD-

Bericht zum Thema BEPS in Bezug auf Aktionspunkt 2 ist der Vorsitz der Ansicht, dass 

die vorgeschlagenen Sonderregelungen beibehalten werden sollten. 

b) Umgekehrte hybride Gestaltungen (ATAD, Artikel 9a): 

Eine Reihe von Delegationen weisen nachdrücklich darauf hin, dass solche hybride 

Gestaltungen im Einklang mit dem OECD-Bericht zum Thema BEPS in Bezug auf 

Aktionspunkt 2 (Empfehlung 5.2) Gegenstand der ATAD 2 sein müssen. Einige andere 

Mitgliedstaaten lehnen die Ausweitung des Geltungsbereichs der ATAD auf 

transparente Unternehmen infolge der Aufnahme von umgekehrten hybriden 

Gestaltungen ab. In Anbetracht der Schlussfolgerungen des Rates vom 8. Dezember 

2015 ist der Vorsitz der Auffassung, dass die vorgeschlagene Regelung in Artikel 9a 

beibehalten werden sollte. 



 

14819/16   hal/CF/cat 4 
 DG G 2B LIMITE DE 
 

c) Umsetzungsfrist (ATAD 2, Artikel 2): 

Eine Delegation legte einen Vorschlag vor, wonach die Frist für die Umsetzung der 

ATAD 2 bis zum 1. Januar 2024 verlängert werden soll. Der Vorsitz ist sich bewusst, 

dass dies von mehreren Delegationen abgelehnt wird. 

d) Steuervergünstigungen (Artikel 9 Absatz 6): 

Eine Delegation hat sich gegen den vorgeschlagenen Absatz 6 des Artikels 9 

ausgesprochen, da dies wesentliche Änderungen an ihrem nationalen System von 

Steuervergünstigungen erfordern würde. 

12. Zudem hat eine Reihe von Delegationen (SE, IE, NL, PL, FR, PL, SI, UK und EE) 

Parlamentsvorbehalte eingelegt. 

III. WEITERES VORGEHEN 

13. Der Ausschuss der Ständigen Vertreter wird daher ersucht, dem Rat vorzuschlagen, dass er 

– auf der Grundlage eines Kompromisstextes (Dok. 14787/16 FISC 205 ECOFIN 1101) 

im Hinblick auf die Annahme der Richtlinie vorbehaltlich des Eingangs der 

Stellungnahme des Europäischen Parlaments und nach einer Überarbeitung durch die 

Rechts- und Sprachsachverständigen eine allgemeine Ausrichtung zu der Richtlinie 

festlegt. 
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